
BEKANNTMACHUNG      Landratsamt Kulmbach 
         30 – 5650 
 
 

 
Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum Schutz vor der Geflügelpest; 

Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kulmbach zum teilweisen Widerruf der All-
gemeinverfügungen zur Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen in einem festgeleg-

ten Gebiet zu präventiven Zwecken 
 

 
Das Landratsamt Kulmbach erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Die Nummer 2 der Allgemeinverfügung vom 21.11.2022, Az. 30-5650 zum Verbot von 
Ausstellungen, Märkten und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei der Ge-
flügel und/oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel, ausgenommen Tauben, verkauft, 
gehandelt oder zur Schau gestellt werden, wird ab Bekanntgabe dieser Allgemeinverfü-
gung widerrufen. 
 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben.  
 

3. Kosten werden nicht erhoben. 
 
 

Gründe:  
 

I. 
 

Mit Datum vom 21.11.2022 wurde durch das Landratsamt Kulmbach eine Allgemeinverfü-
gung zur Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen in einem festgelegten Gebiet zu präven-
tiven Zwecken erlassen. Mit Tenorierungspunkt 2 dieser Allgemeinverfügung wurden Aus-
stellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel im 
Sinne des Artikel 4 Nr. 9 VO (EU) 2016/429 und/oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel im 
Sinne des Artikel 4 Nr. 10 VO (EU) 2016/429, ausgenommen Tauben, verkauft, gehandelt 
oder zur Schau gestellt werden, verboten. 
 
Das Bayerische Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) kommt in sei-
ner Risikobewertung für das Auftreten von HPAIV in Bayern vom 01.06.2023 zu dem Ergeb-
nis, dass aufgrund der nach wie vor auftretenden HPAI-Infektionen bei Wildvögeln sowie der 
lokalen Massensterben bei Möwen auch in Bayern für den Eintrag von HPAI in Geflügelhal-
tungen durch den Kontakt mit Wildvögeln noch von einem hohen Risiko ausgegangen wer-
den muss. Insbesondere die Nähe zu koloniebrütenden Vögeln wie Möwen birgt aktuell ein 
erhöhtes Risiko zur Einschleppung von HPAI. Wegen der derzeit noch angespannten HPAI-
Lage wird in Bayern auch im Hinblick auf die Abgabe von Lebendgeflügel im Reisegewerbe 
noch von einem erhöhten Risiko ausgegangen. Entsprechende Vorsichtsmaßnahmen 
sind hier weiterhin geboten. Wie in der Risikoeinschätzung des FLI wird auch für Bayern von 
einem moderaten Eintragsrisiko durch Geflügelausstellungen ausgegangen. 
 
 

II.  
 
Das Landratsamt Kulmbach ist gemäß Art. 2 Abs. 2 GVVG, sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 
1 Nr. 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 
 
Der Widerruf der Allgemeinverfügungen erfolgt gem. Art. 49 Abs. 1 BayVwVfG. Ein rechtmä-
ßiger, nicht begünstigender Verwaltungsakt, kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden 
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ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. Aufgrund der erneu-
ten Risikobeurteilung hinsichtlich der hochpathogenen aviären Influenza bei Vögeln sind die 
tatsächlichen Gründe, welche das Verbot von Ausstellungen, Märkten und Schauen sowie 
Veranstaltungen ähnlicher Art bei der Geflügel und/oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel, 
ausgenommen Tauben, verkauft, gehandelt oder zur Schau gestellt werden, weggefallen.  
 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei 
öffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als be-
kannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein 
hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag 
bestimmt werden. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinver-
fügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Kulmbach als 
bekannt gegeben gilt. 
 
Die Kostenentscheidung in Nr. 3 dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 13 des Ausfüh-
rungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth in 95422 Bayreuth, 
Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth, 

Hausanschrift: Friedrichstraße 16,95444 Bayreuth 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Kla-
geerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
Kulmbach, 27.10.2023 
Landratsamt Kulmbach 
 
 
 
Limmer 
Regierungsdirektorin 
 
 
 
 
  


